
Vertrag für die Geschäftsführung (nebenberuflich)
Geschäftsführungsvertrag für eine nebenberufliche Tätigkeit
Vertrag
zwischen
der [Gesellschaft],
(im Folgenden „Gesellschaft“ genannt),
vertreten durch die [alleinige] Gesellschafterin,
die [Freie Hansestadt Bremen/die Stadtgemeinde Bremen],
diese wiederum vertreten durch die Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat
[Name_AR-Vorsitz]
und
 [Name_GF],
geboren am [Datum], wohnhaft in [Wohnsitz],
über die Tätigkeit als nebenamtliches Mitglied der Geschäftsführung


§ 1	Funktion und Tätigkeitsfeld

I. [Name_GF] wird durch Gesellschafterbeschluss mit Wirkung vom [Datum_Bestellungsbeschluss] zum Geschäftsführungsmitglied bestellt.

II. Die Geschäftsführung der Gesellschaft besteht zurzeit aus [Anzahl] Geschäftsführungsmitgliedern. [Name_GF] ist verpflichtet, das Aufgabengebiet einvernehmlich mit den weiteren Geschäftsführungsmitgliedern unter Beachtung des § [Paragraf] Abs. [Absatz] des Gesellschaftsvertrages der Gesellschaft in einem Geschäftsverteilungsplan für die Geschäftsführung zu regeln./oder: [Name_GF] vertritt die Gesellschaft allein.

III. [Name_GF] ist berechtigt und verpflichtet, die Gesellschaft nach den gesetzlichen Vorschriften, den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages, der Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung und den Beschlüssen des Aufsichtsrates der Gesellschaft zu führen.


§ 2	Vergütung und Nebenpflichten

I. [Name_GF] ist zurzeit hauptberuflich bei [Hauptarbeitgeber] als [Hauptberufliche Tätigkeit] tätig. [Name_GF] übt die Tätigkeit als Geschäftsführungsmitglied bei der Gesellschaft nebenberuflich[footnoteRef:1] aus. [1: 	Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt oder einer Hauptbeschäftigung gehörende Tätigkeit innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes.] 


II. Die Tätigkeit bei der Gesellschaft ist mit dem Entgelt/der Besoldung als [Hauptberufliche Tätigkeit] durch [Hauptarbeitgeber] abgegolten. Es wird kein gesondertes Entgelt gezahlt.

Alternativ: Für die Tätigkeit als Mitglied der Geschäftsführung der Gesellschaft erhält [Name_GF] ab dem [Datum] ein monatliches Entgelt in Höhe von [Betrag] EUR (brutto), zahlbar jeweils zum Ende eines Monats.
Vorgesehen ist eine Pauschalversteuerung des Entgelts sowie etwaiger Tantiemen nach § 40a Abs. 2 Einkommensteuergesetz, soweit dies rechtlich zulässig ist. Die pauschalierten Steuerbeträge werden durch die Gesellschaft übernommen. Bezüglich der Sozialversicherung gelten die gesetzlichen Regelungen.

III. [Name_GF] stimmt zu, dass dieser Vertrag den mit der Beteiligungssteuerung befassten Dienststellen, dem bremischen Senat, dem Rechnungshof sowie auf begründete Anforderung im Einzelfall der Bremischen Bürgerschaft einschließlich ihrer Ausschüsse zur Verfügung gestellt wird.

IV. [Name_GF] verpflichtet sich zur gewissenhaften Erfüllung der Dienstpflicht nach Maßgabe des Gesetzes, des jeweils gültigen Gesellschaftsvertrages, der Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung und der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates. 

V. [Name_GF] darf im Geschäftszweig der Gesellschaft weder für eigene noch für fremde Rechnung Geschäfte tätigen. [Name_GF] wird sich während der Dauer dieses Vertrages nicht an einem Unternehmen beteiligen, das mit der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen in Wettbewerb steht oder in wesentlichem Umfang Geschäftsbeziehungen mit ihr unterhält. Anteilsbesitz, der keinen Einfluss auf die Organe des entsprechenden Unternehmens ermöglicht, gilt nicht als Beteiligung. Ausnahmen bilden insoweit auch Publikumsgesellschaften.

VI. [Name_GF] ist verpflichtet, über alle im Rahmen der Tätigkeit für die Gesellschaft zur Kenntnis gelangenden geschäftlichen Angelegenheiten, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, auch nach Ablauf dieses Dienstvertrages, Stillschweigen gegenüber jedermann zu wahren. Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich nicht auf solche Kenntnisse, die Dritten außerhalb der Gesellschaft zugänglich sind oder deren Weitergabe für die Gesellschaft ersichtlich ohne Nachteil ist. Im Zweifelsfall ist das Geschäftsführungsmitglied verpflichtet, eine Weisung der Gesellschafterin einzuholen, ob eine bestimmte Tatsache vertraulich zu behandeln ist.
Den Mitgliedern des Aufsichtsrates und der Gesellschafterin sind alle gewünschten Auskünfte im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu erteilen.

VII. [Name_GF] hat alle Schriftstücke, Abschriften, Kopien, Datenträger etc., die sich mittelbar oder unmittelbar auf die Tätigkeit für die Gesellschaft beziehen, während der Dauer dieses Vertrages sorgfältig aufzubewahren, vor jeder unbefugten Einsichtnahme zu schützen und jederzeit auf Anforderung der Gesellschaft vollständig herauszugeben.

VIII. Für Erfindungen, die [Name_GF] während der Dauer dieses Vertrages macht, gelten die Vorschriften des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen in der jeweiligen Fassung entsprechend. Die Verwendung von technischen oder organisatorischen Verbesserungsvorschlägen von [Name_GF] steht ohne gesonderte Vergütung stets der Gesellschaft zu.


§ 3	Reisekosten

Für im Interesse der Gesellschaft notwendige Geschäftsreisen erhält [Name_GF] Reisekosten, Tage- und Übernachtungsgelder nach den für den bremischen öffentlichen Dienst geltenden Bestimmungen.


§ 4	Urlaub

1. [Name_GF] hat Anspruch auf bezahlten Urlaub im Umfang von 30 Tagen je Kalenderjahr. Tage im Sinne dieser Regelung sind alle Kalendertage mit Ausnahme von Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen. Der Urlaub ist zeitgleich mit dem Urlaub aus der hauptberuflichen Tätigkeit zu nehmen.

1. Beginnt oder endet das Anstellungsverhältnis im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Erholungsurlaub zeitanteilig für die Laufzeit des Anstellungsverhältnisses gewährt.

1. Der Urlaubstermin ist unter Berücksichtigung der Erfordernisse der geschäftlichen Belange mit den weiteren Mitgliedern der Geschäftsführung (sofern vorhanden) abzustimmen. Die Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, wird hierüber informiert.

1. Mit Zustimmung der Person, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, ist eine Übertragung von Urlaubstagen auf das nachfolgende Kalenderjahr möglich. Der Urlaub muss in diesem Fall bis zum 31.03. genommen werden. Andernfalls verfällt er.

1. Eine finanzielle Abgeltung des Urlaubsanspruchs bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist ausgeschlossen.


§ 5	Geld oder Sachbezüge von Dritten

I. [Name_GF] darf in Zusammenhang mit der Tätigkeit als Geschäftsführungsmitglied weder für sich noch für andere Personen von Dritten Zuwendungen oder sonstige Vorteile fordern oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewähren. Jegliche Versuche der Zuwendung durch Dritte sind der Gesellschafterin unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

II. Erhält [Name_GF] auf Grund der Tätigkeit für die Gesellschaft personengebundene Rabatte oder Vergünstigungen, die einkommensteuerlich als Arbeitslohn von Dritten zu behandeln wären, ist [Name_GF] verpflichtet, das Geld oder die Sachbezüge der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für Aufsichtsratsvergütungen durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist.


§ 6	D & O- Versicherung

Sofern die Gesellschaft eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D & O-Versicherung) unterhält, schließt die Gesellschaft [Name_GF] in diese Versicherung mit ein, so dass [Name_GF] im Falle der Inanspruchnahme von Dritten oder von der Gesellschaft wegen der bei Ausübung der Tätigkeit begangener Pflichtverletzungen im bestehenden Rahmen versichert ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, die jeweilige D & O-Versicherung für Geschäftsführungen zu ändern, auch ohne dass dies der Zustimmung von [Name_GF] bedarf. Es kann dabei auch ein Selbstbehalt im üblichen Rahmen vereinbart sein oder werden.




§ 7	Vertragsdauer und Beendigung[footnoteRef:2] [2: 	Sofern während der Laufzeit dieses Vertrages absehbar ist, dass eine Rechtsformänderung der Gesellschaft eintreten könnte, ist eine entsprechende Klausel mit dem Zentralen Beteiligungsmanagement bei der Senatorin/dem Senator für Finanzen abzustimmen.] 


I. Dieser Vertrag hat eine unbefristete Laufzeit. Er endet spätestens mit dem Ausscheiden von [Name_GF] als [Hauptberufliche Tätigkeit] bei der [Hauptarbeitgeber].  Er kann unabhängig von einer Beendigung der [Hauptberuflichen Tätigkeit] mit einer Frist von sechs Wochen zum jeweiligen Quartalsende von beiden Seiten gekündigt werden.

II. Eine Vertragsbeendigung im beiderseitigem Einvernehmen oder durch Kündigung aus wichtigem Grund (§ 626 BGB) bleibt unberührt.

III. Jede Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.

IV. Die Gesellschaft ist jederzeit, insbesondere nach einer Beendigung des Amtes als Geschäftsführungsmitglied, berechtigt, [Name_GF] von der Verpflichtung zur Dienstleistung freizustellen. Die sonstigen gegenseitigen Ansprüche aus diesem Vertrag bleiben davon unberührt, soweit in diesem Vertrag keine anderweitige Regelung getroffen ist.

V. [Name_GF] hat der Gesellschaft bei Beendigung der Tätigkeit als Mitglied der Geschäftsführung oder im Falle einer unwiderruflichen Freistellung das gesamte geschäftliche Material unverzüglich und ohne weitere Aufforderung am Sitz der Gesellschaft zu übergeben. 
Ein Zurückbehaltungsrecht an solchen Unterlagen oder Gegenständen steht [Name_GF] aus keinem Rechtsgrund zu.


§ 8	Ausschlussklausel

I. Ansprüche aus diesem Vertrag müssen innerhalb von drei Monaten nach ihrer Fälligkeit in Textform gegenüber der anderen Vertragspartei geltend gemacht werden, ansonsten verfallen sie.

II. Lehnt eine Vertragspartei den Anspruch in Textform ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Geltendmachung des Anspruches, so verfällt der Anspruch, wenn er nicht innerhalb einer weiteren Frist von drei Monaten nach der Ablehnung oder nach Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

III. Die Ausschlussfristen gelten nicht für unverzichtbare Ansprüche, die kraft Gesetzes der Regelung durch Ausschlussfristen entzogen sind (z. B. gemäß AEntG, MiLoG, PflegeArbbV, BetrVG, TVG). Die Ausschlussfristen gelten auch nicht für Ansprüche, die auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit bzw. auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen der Gesellschaft oder des Geschäftsführungsmitglieds beruhen und auch nicht für Ansprüche wegen eines Verstoßes des Geschäftsführungsmitglieds gegen § 43 Abs.  I bis III GmbHG.


§ 9	Schlussbestimmungen

I. Besteht bei der Gesellschaft kein Aufsichtsrat, werden alle Aufgaben und Befugnisse, die nach diesem Vertrag der Person zugeordnet sind, die den Vorsitz des Aufsichtsrates innehat, von der Person wahrgenommen, die den Vorsitz der Gesellschafterversammlung innehat. Entsprechend sind alle Erklärungen gegenüber dieser Person abzugeben bzw. ist ihre Zustimmung einzuholen. Insbesondere ist die Person, die den Vorsitz der Gesellschafterversammlung innehat, zu allen Rechtsgeschäften befugt, die nach diesem Vertrag der Person obliegen, die den Vorsitz im Aufsichtsrat innehat.

II. Individuell abweichende Vereinbarungen sind grundsätzlich möglich, sie bedürfen ebenso wie sonstige Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag zu ihrer Wirksamkeit jedoch stets der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann nicht durch mündliche Vereinbarung außer Kraft gesetzt werden. Jede Änderung, Ergänzung oder Nebenabrede zu diesem Vertrag bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Senatorin/des Senators für Finanzen.
Für andere einseitige Erklärungen von [Name_GF] ist die Textform ausreichend.

III. [bookmark: _GoBack]Dieser Vertrag wird dreifach ausgefertigt. Jede Vertragspartei sowie die Senatorin/der Senator für Finanzen als zuständige Stelle für Geschäftsführungsverträge erhalten jeweils eine Ausfertigung dieses Vertrages.

IV. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Parteien sind verpflichtet, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, die den mit der unwirksamen Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Erfolg in gesetzlich zulässiger Weise soweit wie möglich erreicht.


Bremen, den [Datum]

	
	
	

	[Name]
	
	[Name_GF]

	Vorsitzende/Vorsitzender [des Aufsichtsrates/der Gesellschafterversammlung]
der [Gesellschaft]
	
	

	
	
	



Einverstanden

Bremen, den [Datum]

	[Freie Hansestadt Bremen/Stadtgemeinde Bremen]
	
	

	Senatorin/Senator für Finanzen
Zentrales Beteiligungsmanagement
Im Auftrag
	
	

	
____________________________
	
	

	[Name]
	
	

	(Dienstgrad)
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